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Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung in
Anhang und Lagebericht
Abstract
Ab Jahresrechnung 2008 müssen Gesellschaften, die den Rechnungslegungsvorschriften der
Aktiengesellschaft unterliegen, Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung im Anhang
machen (Art. 663b Ziff. 12 OR). Der vorliegende Beitrag zeigt auf, welche Auslegungsprobleme mit
dem Artikel verbunden sind und wie Unternehmen vorgehen können, um den gesetzlichen Vorgaben,
aber auch den Informationsbedürfnissen der Adressaten gerecht zu werden. Im Entwurf zum neuen
rechtsformunabhängigen Rechnungslegungsrecht werden die aktienrechtlichen
Rechnungslegungsvorschriften aufgehoben und die Angaben über die Durchführung einer
Risikobeurteilung in den Lagebericht verschoben sowie auf Unternehmen beschränkt, die der
ordentlichen Revision unterliegen. Der Beitrag zeigt die Konsequenzen dieser geplanten Neuregelung.
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Ab	Jahresrechnung	2008	müssen	Gesellschaften,	die	den	Rechnungslegungsvor-
schriften	der	Aktiengesellschaft	unterliegen,	Angaben	über	die	Durchführung	einer	
Risikobeurteilung	im	Anhang	machen	(Art.	663b	Ziff.	12	OR).	Der	vorliegende	
	Beitrag	zeigt	auf,	welche	Auslegungsprobleme	mit	dem	Artikel	verbunden	sind	
und	wie	Unternehmen	vorgehen	können,	um	den	gesetzlichen	Vorgaben,	aber	
auch	den	Informationsbedürfnissen	der	Adressaten	gerecht	zu	werden.	Im	Entwurf	
zum	neuen	rechtsformunabhängigen	Rechnungslegungsrecht	werden	die	aktien-
rechtlichen	Rechnungslegungsvorschriften	aufgehoben	und	die	Angaben	über	die	
Durchführung	einer	Risikobeurteilung	in	den	Lagebericht	verschoben	sowie	auf	
	Unternehmen	beschränkt,	die	der	ordentlichen	Revision	unterliegen.	Der	Beitrag	
zeigt	die	Konsequenzen	dieser	geplanten	Neuregelung.
1 Einleitung
Mit dem Ziel einer verbesserten Corporate Governance (wie Transparenz und 
ein ausgewogenes Verhältnis von Führung und Kontrolle) und der Anpassung an 
internationale Entwicklungen hat der Schweizer Gesetzgeber gravierende Ände-
rungen des Gesellschaftsrechts sowie des Revisionsaufsichtsgesetzes vorgenommen. 
So müssen Unternehmen ab Jahresrechnung 2008 unabhängig von ihrer Rechts-
form ein internes Kontrollsystem (IKS) nachweisen, sofern sie der ordentlichen 
Revision unterliegen (Art. 728a Abs. 1 Ziff. 3 OR)1, sowie unabhängig von ihrer 
Grösse und der Art der Revision Angaben über die Durchführung einer Risiko-
beurteilung im Anhang machen (Art. 663b Ziff. 12 OR), sofern die Rechnungs-
legungsvorschriften für die Aktiengesellschaft (AG) anzuwenden sind. Betroffen 
sind damit zuvorderst alle Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter 
Haftung sowie Kommandit-Aktiengesellschaften. Zu den Angaben sind aber auch 
alle Gesellschaften verpflichtet, für die das Gesetz auf die Rechnungslegungsvor-
schriften der AG verweist, insbesondere Kreditgenossenschaften, konzessionierte 
Versicherungsgenossenschaften und Stiftungen, die ein nach kaufmännischer Art 
geführtes Gewerbe betreiben.
Die Unsicherheit bezüglich der Ausgestaltung der Angaben ist gross. So gibt 
es kaum oder aber widersprüchliche Hinweise, was sich der Gesetzgeber unter 
den Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung vorgestellt haben 
könnte. Verschärfend kommt hinzu, dass Art. 663b Ziff. 12 OR wie auch alle 
anderen aktienrechtlichen Vorschriften zur Rechnungslegung im Entwurf zum 
neuen Rechnungslegungsrecht bereits wieder aufgehoben werden.2 Der aktuelle 
Entwurf (2007) beschränkt die Pflicht zu den Angaben über die Risikobeurteilung 
 1 Vgl. zu Einzelheiten Pfaff/Ruud (2007) und (2008).
 2  Vgl. Botschaft (2007) S. 1658: Die Buchführung und die Rechnungslegung (Art. 662 ff. OR) werden 
in den Artikeln 957 ff. umfassend neu geordnet. Die Artikel 662–670 werden daher aufgehoben.
317
Pfaff:	Angaben	über	die	Durchführung	einer	Risikobeurteilung	in	Anhang	und	Lagebericht
auf grössere Unternehmen und verschiebt die Ausführungen zudem in den Lage-
bericht (im geltenden Recht als Jahresbericht bezeichnet). Kleinere Unternehmen 
werden daher überlegen müssen, wie sie in der Zwischenzeit bis zum Inkrafttreten 
des Entwurfs, das noch einige Jahre dauern könnte, verfahren wollen, um lang-
fristig nachwirkende (einmalige) Kosten zu vermeiden.3 
Der vorliegende Beitrag fasst die gegenwärtige Diskussion zusammen und gibt 
Hinweise für die Ausgestaltung der Anhangsangaben. Dabei wird in Abschnitt 2 
zunächst auf die wesentlichen Fragen der Auslegung von Art. 663b Ziff. 12 OR 
eingegangen. Weiter werden Beispiele gezeigt, wie eine Formulierung im Anhang 
und deren Dokumentation aussehen könnte. Abschnitt 3 behandelt den aktuellen 
Entwurf zum neuen Rechnungslegungsrecht und diskutiert die Frage der Risiko-
berichterstattung im Lagebericht. Abschnitt 4 schliesst mit einem Fazit.
 
2 Angaben zur Risiko­beurteilung nach aktuellem Recht
2.1 Überblick
Per 1. Januar 2008 ist die Neuregelung des Revisionsrechts in Kraft getreten. Dabei 
sieht Art. 663b Ziff. 12 OR vor, dass der Verwaltungsrat im Anhang Angaben 
über die Durchführung einer Risikobeurteilung machen muss. Hintergrund dieser 
 Regelung war, dass Massnahmen, die im Hinblick auf die unternehmensspezi-
fischen Risiken getroffen wurden, nach altem Recht in der Regel im Jahresbericht 
erläutert wurden. Da der Jahresbericht aber von der Revisionsstelle nicht geprüft 
wird, wurden die entsprechenden Aussagen des Verwaltungsrates in den Anhang 
verschoben und somit der Prüfung durch die Revisionsstelle zugänglich gemacht. 
Leider hatte der Gesetzgeber übersehen, dass sich Anhang und Jahresbericht auf 
unterschiedliche Berichtselemente beziehen. Während der Anhang Bilanz sowie 
Erfolgsrechnung erläutert sowie die Jahresrechnung ergänzt, soll der Jahresbericht 
den Geschäftsverlauf sowie die wirtschaftliche Lage des Unternehmens darstellen. 
Angaben zur Risikobeurteilung haben damit, je nachdem ob sie im Anhang oder 
im Lagebericht gefordert sind, einen unterschiedlichen Fokus. Auslegungsbedürf-
tig sind vor allem folgende Fragen:
Sollen sich die Angaben auf die Durchführung einer Risikobeurteilung – dies 
ist der genaue Gesetzeswortlaut – beschränken oder meint der Gesetzgeber auch 
eine Offenlegung der Ergebnisse der Risikobeurteilung? Beziehen sich die An-
gaben auf die Risikobeurteilung (wiederum der Wortlaut) oder ist ein umfas-
sendes Risikomanagement gemeint, dessen Bestandteil die Risikobeurteilung ist? 
 3  So auch die Botschaft (2007), S. 1717–1718.
–
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Prüft die Revisionsstelle die Angaben nur formal (z. B. die Frage, ob die im Anhang 
angegebene Art der Risikobeurteilung tatsächlich stattgefunden hat) oder auch 
inhaltlich (z. B. die Frage, ob die Risiken «true and fair» beurteilt wurden)?
Der Klärung dieser Fragen wird im Folgenden nachgegangen.
2.2 Risiken des Jahresabschlusses o­der Geschäftsrisiken?
Die Botschaft (2004) konkretisiert, dass die Risikobeurteilung nicht sämtliche 
Geschäftsrisiken erfassen solle, sondern nur die Erläuterung derjenigen Risiken 
betreffe, die einen wesentlichen Einfluss auf die Beurteilung der Jahresrechnung 
haben könnten.4 Dieser Feststellung steht jedoch die Aussage von Alt-Bundesrat 
Christoph Blocher im Ständerat vom 1. 12. 2005 diametral entgegen, dass der 
Gesetzgeber eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den Unternehmensrisiken 
erwarte.5 Damit müssten wohl alle wesentlichen Geschäftsrisiken beurteilt werden, 
sodass auch strategische Risiken betroffen sein könnten, die keinen unmittelbaren 
Einfluss auf den gesellschaftsrechtlichen Abschluss der Berichtsperiode haben.
Von namhaften Vertretern der Wirtschaftsprüfung wird ein differenzierter An-
satz vorgeschlagen, der sich an der Kategorisierung in Publikumsgesellschaften, 
wirtschaftliche bedeutende Unternehmen sowie in kleine und mittlere Unterneh-
men (KMU) orientiert6: «Sachlich vertretbar erscheint daher, von einer kleineren 
oder mittleren Unternehmung die Offenlegung der wesentlichsten finanziellen 
Risiken und summarische Angaben zum Risikoprozess zu verlangen. Der global 
tätige, kotierte Konzern dagegen muss alle wesentlichen Geschäftsrisiken angeben 
und detailliert über den Risikoprozess berichten».7 Unter «finanziellen Risiken» 
werden – anscheinend botschaftskonform – solche mit unmittelbarem Bezug zur 
gesellschaftsrechtlichen Jahresrechnung verstanden: «Hier handelt es sich um we-
sentliche Risiken, die im Zuge der Bilanzerrichtung und besonders der Bewertung 
von Aktiven bzw. Verpflichtungen (einschliesslich ausserbilanzielle) beurteilt bzw. 
bewertet werden müssen»8.
Letztlich können wohl alle vorgestellten Interpretationsversuche nicht restlos 
überzeugen. Da der Anhang definitionsgemäss die Jahresrechnung ergänzt und 
die anderen Bestandteile der Jahresrechnung erläutert,9 gehört die Erläuterung 
wesentlicher Geschäftsrisiken in den Jahresbericht (im Entwurf (2007) des neuen 
 4  Vgl. Botschaft (2004), S. 4023. Vgl. auch Pfaff/Ruud (2008), S. 28.
 5  Amtl. Bull. StR (2005), S. 988.
 6  Vgl. Moser/Stenz (2007), S. 596; Eberle (2008), S. 86 f.; unbestimmt zur Wahl der «richtigen» 
Variante Studer/Oppliger (2008), S. 55.
 7  Eberle (2008), S. 86.
 8  Moser/Stenz (2007), S. 596.
 9  So auch der Entwurf (2007), Art. 959c Abs. 1.
–
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Rechnungslegungsgesetzes präziser als Lagebericht bezeichnet) und nicht in den 
Anhang. Dies gilt auch für global tätige, kotierte Konzerne. Aber auch die Be-
schränkung auf Risiken finanzieller Natur, die in dichtem Zusammenhang mit Be-
wertungsfragen stehen, ist als Lösung unbefriedigend. Derartige Angaben sollten 
auch ohne Hinweis auf Art. 663b Ziff. 12 OR Bestandteil des Anhangs sein, 
enthält dieser doch Angaben, Aufschlüsselungen und Erläuterungen zu Positionen 
der Bilanz und Erfolgsrechnung. 
Der Rückgriff auf die Botschaft (2004) hilft ebenfalls nicht weiter. Die Fokus-
sierung auf Risiken, die einen wesentlichen Einfluss auf die Beurteilung der Jahres-
rechnung haben könnten, muss streng genommen so interpretiert werden, dass 
erläuternde Angaben notwendig sind, um eine Fehlinterpretation des Jahresab-
schlusses zu vermeiden. Erwirtschaftet z. B. ein Pharmaunternehmen 50 % seines 
Umsatzes mit einem Produkt, dessen Patentzeit im nächsten Geschäftsjahr ausläuft, 
wäre auf diesen Sachverhalt hinzuweisen, will man die Jahresabschlussadressaten 
fair informieren. Angaben über eine Risikobeurteilung allein würden in diesem 
Fall allerdings nicht ausreichen; vielmehr müsste die Gesellschaft über konkrete 
Risiken berichten. Ort der Berichterstattung wäre aber erneut der Lagebericht. 
Am ehesten ist daher Böckli (2007) zuzustimmen, der in seinem Kommentar 
«Revisionsstelle und Abschlussprüfung nach neuem Recht» davon ausgeht, dass 
das Risiko im Sinne von Art. 663b Ziff. 12 OR das Risiko einer wesentlichen 
Fehlaussage in der Jahres- oder Konzernrechnung, also «die prozedurale Gewähr-
leistung der Qualität der Finanzberichterstattung» betrifft.10 Diese Interpretation 
entspricht der Funktion des Anhangs und ist durch die Revisionsstelle überprüf-
bar, muss sie doch ohnehin die Übereinstimmung des Jahresabschlusses mit den 
zugrunde liegenden Rechnungslegungsstandards attestieren. Folgt man dieser ein-
geschränkten Auslegung von Art. 663b Ziff. 12 OR, ergeben sich die Antworten 
auf die übrigen Fragen in analoger Weise.
2.3  Angaben zur erfo­lgten Durchführung einer Risiko­beurteilung 
o­der umfassende (inhaltliche) Angaben über die Risiko­management­
pro­zesse?
Ähnlich zur vorhergehenden Problematik gehen auch bezüglich dieser Frage die 
Ansichten aufgrund des unklaren Gesetzestextes weit auseinander. Minimallösung 
wäre sicher, dass im gesellschaftsrechtlichen Abschluss keinerlei konkrete Angaben 
zum Prozess der Risikobeurteilung gemacht werden, sondern dass im Anhang nur 
festgehalten wird, dass der Verwaltungsrat oder das entsprechende Organ anderer 
 10  Vgl. Böckli (2007), RdNr. 205.
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Rechtsformen eine solche vorgenommen hat.11 Als Maximallösung kann man sich 
hingegen vorstellen, dass umfassende Angaben über die Risikomanagementpro-
zesse gemacht werden. Dann aber wäre die Risikobeurteilung nur ein Bestandteil 
der offenzulegenden Information. Gleichzeitig müsste über die Art und Weise der 
Identifikation, Quantifizierung, Kontrolle und Steuerung der Risiken berichtet 
werden.
Beschränkt man die Betrachtung auf die Jahresabschlussrisiken, bietet sich ein 
Vorgehen an, das sich an der wirtschaftlichen Bedeutung und Grösse des Unter-
nehmens orientiert. Eine umfassende Beschreibung der Identifikation, Bewertung, 
Kontrolle und Steuerung von Einzelrisiken ist aber wohl in jedem Fall über-
trieben. Die nachfolgend unterbreiteten Ausgestaltungsvorschläge beziehen sich 
terminologisch auf die Rechtsform der Aktiengesellschaft, sind aber analog auf 
andere Rechtsformen übertragbar. Die Ausführungen erheben keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit, sondern sind als Beispiele zu verstehen, die Gesellschaften 
helfen sollen, Komplexität, Breite und Tiefe ihrer Angaben zur Risikobeurteilung 
zu planen. Die Formulierungshilfen sind angelehnt an den vom veb.ch heraus-
gegebenen Leitfaden zum Thema.12  
Unternehmen unter der KMU­Schwelle
Unternehmen, die in zwei aufeinander folgenden Jahren zwei der drei folgenden 
Kriterien nicht erfüllen: Bilanzsumme > CHF 10 Mio, Umsatz > CHF 20 Mio. 
und Vollzeitstellen > 50 (Art. 727 Abs. 1 Ziff. 2 OR).
Angaben im Anhang – Formulierungsbeispiel  
«Der Verwaltungsrat hat periodisch ausreichende Risikobeurteilungen vorgenom-
men und allfällige sich daraus ergebende Massnahmen eingeleitet, um zu gewähr-
leisten, dass das Risiko einer wesentlichen Falschaussage in der Rechnungslegung 
als klein einzustufen ist.»
Durchführung der Risikobeurteilung selbst  
Um die Verlässlichkeit der Rechnungslegung zu gewährleisten, kann es je nach 
vorhandenen Kenntnissen zweckmässig sein, einen externen Experten mit der 
Buchhaltung sowie der Erstellung des Handels- und Steuerabschlusses zu betrauen. 
 11  Vgl. Moser/Stenz (2007), S. 596, zur Darstellung von drei möglichen Varianten. Im Sinne einer Mi-
nimallösung äussert sich NR Adrian Imfeld (im Nationalrat am 16.12.2005): «Der Verwaltungsrat 
bestätigt im Anhang zur Jahresrechnung, dass eine Auseinandersetzung mit den Risiken der Gesell-
schaft stattgefunden hat und dass die Risiken beurteilt worden sind». Allerdings bezieht sich Imfeld 
hierbei auf die Geschäftsrisiken, was nach herrschender Meinung als zu weit betrachtet wird (siehe 
Argumentation weiter oben).
 12  Vgl. Pfaff (2008).
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Sporadisch sollte eine Risikobeurteilung bezüglich der Qualität der Finanzbe-
richterstattung vorgenommen und wenn notwendig korrigierend eingegriffen 
werden.
Dokumentation  
Notwendig ist, dass die Durchführung der Risikobeurteilung schriftlich doku-
mentiert wird. Ansonsten kann die Revisionsstelle die Aussage in keiner Weise 
prüfen.13 Hilfreich ist z. B. der Hinweis auf die Verwaltungsratssitzung, in der 
über die wesentlichen Risiken gesprochen wurde, sowie die Protokollierung der 
wesentlichen Ergebnisse der Risikobeurteilung. Die wichtigsten Massnahmen zur 
Gewährleistung einer qualitativ angemessenen Finanzberichterstattung sollten 
ebenfalls dokumentiert werden.
Unternehmen über der KMU­Schwelle 
Unternehmen, die in zwei aufeinander folgenden Jahren zwei der drei folgenden 
Kriterien erfüllen: Bilanzsumme > CHF 10 Mio., Umsatz > CHF 20 Mio. und 
Vollzeitstellen > 50.
Angaben im Anhang – Formulierungsbeispiel  
«Um die Übereinstimmung des Jahresabschlusses des Unternehmens mit den 
anzuwendenden Rechnungslegungsregeln und die Ordnungsmässigkeit der Un-
ternehmensberichterstattung zu gewährleisten, haben wir interne Vorkehrungen 
getroffen. Diese beziehen sich auf zeitgemässe Buchhaltungssysteme und -abläufe 
ebenso wie auf die Erstellung des Jahresabschlusses. Im abgelaufenen Geschäftsjahr 
haben wir keine Risiken identifiziert, die zu einer wesentlichen Korrektur der im 
Jahresabschluss dargestellten Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh-
mens führen könnten.»
Durchführung der Risikobeurteilung selbst  
Regelmässig sollte zusammen mit dem Buchhaltungs- oder Finanzexperten eine 
Risikobeurteilung bezüglich der Qualität der Finanzberichterstattung vorgenom-
men und wenn nötig korrigierend eingegriffen werden.
Dokumentation  
Bezüglich Dokumentation gelten grundsätzlich dieselben Anforderungen wie bei den 
Unternehmen unter der KMU-Schwelle, d. h. die im Anhang gemachten Angaben 
müssen dokumentiert sein (z. B. Verwaltungsratsprotokolle über die vorgenommene 
Risikobeurteilung; Darlegung der Qualität der Buchhaltungssysteme). Da Unter-
nehmen über der KMU-Schwelle ein internes Kontrollsystem (IKS) nachweisen 
müssen, empfiehlt es sich, auf die dort erfolgte Dokumentation zurückzugreifen.
 13  Vgl. Studer/Oppliger (2008), S. 54.
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Gro­ssunternehmen und Ko­nzerne
Unternehmen mit mehr als 250 Vollzeitstellen, Bilanzsumme > CHF 10 Mio. 
und Umsatz > CHF 20 Mio.; Unternehmen, die eine Konzernrechnung erstellen 
müssen.
Angaben im Anhang – Formulierungsbeispiel  
«Um die Übereinstimmung des Jahres- bzw. Konzernabschlusses des Unternehmens 
mit den anzuwendenden Rechnungslegungsregeln und die Ordnungsmässigkeit der 
Unternehmens- bzw. Konzernberichterstattung zu gewährleisten, haben wir wirk-
same interne Kontroll- und Steuerungssysteme eingerichtet, die regelmässig durch 
die interne Revision geprüft werden. Bei der Bilanzierung und Bewertung treffen 
wir Einschätzungen und Annahmen bezüglich der Zukunft. Die Schätzungen und 
Annahmen, die ein signifikantes Risiko in Form einer wesentlichen Anpassung der 
Buchwerte von Vermögen und Schulden innerhalb des nächsten Geschäftsjahrs 
darstellen, sind unter den einzelnen Positionen im Anhang dargestellt. Insgesamt 
wurden im abgelaufenen Geschäftsjahr aber keine Risiken identifiziert, die zu einer 
wesentlichen Korrektur der im Jahresabschluss dargestellten Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Unternehmens bzw. der Unternehmensgruppe führen könnten.»
Durchführung der Risikobeurteilung selbst  
Regelmässig sollte im Verwaltungsrat sowie in der Geschäftsleitung eine Risiko-
beurteilung bezüglich wesentlicher Fehlaussagen in der Jahres- oder Konzernrech-
nung vorgenommen und wenn notwendig korrigierende Steuerungsmassnahmen 
ergriffen werden.
Dokumentation  
Grundsätzlich gelten dieselben Anforderungen wie bei den anderen wirtschaftlich 
bedeutenden Unternehmen. Wenn im Anhang – wie angegeben – von wirksamen 
internen Kontroll- und Steuerungssystemen die Rede ist, müssen diese entspre-
chend dokumentiert sein. Dabei kann gewinnbringend auf die Dokumentation 
im Rahmen des IKS-Nachweises zurückgegriffen werden.
Publikumsgesellschaften
Unternehmen, die Beteiligungspapiere an einer Börse kotiert, Anleihensobligati-
onen ausstehend haben oder mindestens 20 % der Aktiven oder des Umsatzes zur 
Konzernrechnung einer der oben bezeichneten Gesellschaften beitragen.
Publikumsgesellschaften sollten sich in ihren Angaben und in der Ausgestaltung 
der Risikobeurteilung grundsätzlich wie grosse Unternehmen verhalten. Darüber 
hinaus sind aber noch die zum Teil strengeren Auflagen durch nationale Börsen- 
und Aufsichtsvorschriften sowie eventuell internationale Standards zu befolgen.
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2.4 Fo­rmale o­der inhaltliche Prüfung durch die Revisio­nsstelle?
Nach herrschender Meinung wird der Standpunkt vertreten, dass der Abschluss-
prüfer seine Prüfungshandlungen – wie auch in den parlamentarischen Beratungen 
gefordert – auf die formellen Aspekte der Risikobeurteilung konzentrieren wird.14 
Dazu gehört aber die Überprüfung, ob die im Anhang gemachten Angaben tat-
sächlich stattgefunden haben. Wenn also z. B. eine Gesellschaft angibt, sie habe 
die wesentlichen Risiken einer Falschberichterstattung im Rahmen ihrer Ver-
waltungsratssitzungen identifiziert und bewertet, so unterliegt diese Aussage der 
Überprüfung. Notwendig ist auch, dass die Durchführung der Risikobeurteilung 
schriftlich dokumentiert ist. Ansonsten kann die Revisionsstelle die Aussage nicht 
einmal formell prüfen. Die von der Gesellschaft gemachte Aussage müsste sich 
also anhand der Verwaltungsratsprotokolle überprüfen lassen.
Allerdings sollten sich Unternehmen nicht auf die Minimallösung eines Hinweises 
auf die Diskussion im Verwaltungsrat zurückziehen. Werden weder Angaben über 
den konkreten Prozess der durchgeführten Risikobeurteilung noch Angaben dazu 
gemacht, dass die Risiken einer möglichen Falschberichterstattung gering sind, 
verkommt Art. 663b Ziff. 12 OR zu einer Minimalforderung, die ohne Informa-
tionsgehalt und Nutzen für die Adressaten der Jahresrechnung ist. 
Folgt man demgegenüber den Formulierungsbeispielen unter 2.3, stellen sich die 
Verhältnisse für die Revisionsstelle etwas schwieriger dar. Nach Meinung des Ver-
fassers kann sich die Revisionsstelle in diesem Fall nicht mehr auf die Durchsicht 
der Verwaltungsratsprotokolle beschränken. Vielmehr muss sie positiv feststellen, 
ob die im Anhang gemachte Aussage eine zutreffende Vorstellung von der Realität 
der Finanzberichterstattung des Unternehmens bzw. Konzerns vermittelt. Dabei 
wird sich der verantwortliche Wirtschaftsprüfer auf ein Gesamturteil zurück-
ziehen können. Dieses Gesamturteil umfasst die Feststellung, dass der Anhang 
im Einklang mit dem Jahresabschluss steht, die gesetzlichen Vorschriften sowie 
ergänzenden Bestimmungen eingehalten sind sowie die vom Verwaltungsrat ge-
troffenen Aussagen zur Qualität der Finanzberichterstattung bestätigt werden 
können. Ein derartiges Prüfungsverständnis geht über eine rein formelle Prüfung 
hinaus, indem es Prüfungshandlungen erfordert, die Aussagen über das Risiko 
einer Falschberichterstattung erlauben. In ähnlicher Weise argumentiert Eberle 
(2008), wenn er darauf hinweist, dass der Wirtschaftsprüfer in gewissen Fällen 
nicht darum herum kommen wird, sich auch mit materiellen Aspekten zu befassen: 
«Bestehen beispielsweise Widersprüche zwischen den im Verlauf der Planungs- 
und Prüfungsarbeiten des Wirtschaftsprüfers gewonnenen Erkenntnisse und den 
 14  Vgl. Moser/Stenz (2007), S. 598; ausführlicher zur Prüfung der Offenlegung nach Art. 663b Ziff. 12 
OR durch den Abschlussprüfer vgl. Eberle (2008), S. 87–89.
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offengelegten Angaben im Anhang, ist eine Beschränkung auf formelle Aspekte 
nicht sachgerecht. Solche erkannten Widersprüche werden einen Einfluss auf die 
Berichterstattung des Wirtschaftsprüfers haben».15 
3  Angaben zur Risiko­beurteilung gemäss Entwurf (2007) 
eines neuen Rechnungslegungsrechts
3.1 Angaben im Anhang
Im Unterschied zum geltenden Recht sieht der Entwurf des neuen Rechnungsle-
gungsrechts (E OR) keine Angaben zur Risikobeurteilung im Anhang mehr vor: 
Art. 663b Ziff. 12 OR wird wie alle aktienrechtlichen Vorschriften zur Rechnungs-
legung aufgehoben (siehe Art. 662–670 OR). Der Anhang im neuen Recht wird 
auf seine klassischen Aufgaben beschränkt. Er ergänzt und erläutert die anderen 
Bestandteile der Jahresrechnung (Art. 959c Abs. 1 E OR). Im Einzelnen enthält 
er Angaben über die in der Jahresrechnung angewandten Grundsätze, Angaben, 
Aufschlüsselungen und Erläuterungen zur Bilanz und Erfolgsrechnung sowie wei-
tere vom Gesetz verlangte Angaben wie Rechtsform und Sitz des Unternehmens, 
wesentliche Beteiligungen, Anzahl, Erwerb und Veräusserung eigener Anteile, 
Eventualverbindlichkeiten, Erläuterungen zu ausserordentlichen, einmaligen oder 
periodenfremden Positionen der Erfolgsrechnung, wesentliche Ereignisse nach 
dem Bilanzstichtag sowie Gründe bei einem vorzeitigen Rücktritt der Revisions-
stelle. Angaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung sind jedenfalls 
nicht mehr Bestandteil des Anhangs.
3.2 Angaben im Lagebericht
Angaben zur Risikobeurteilung werden neu im Lagebericht und auch nur von 
solchen Unternehmen verlangt, die von Gesetzes wegen zu einer ordentlichen 
Revision verpflichtet sind (Art. 961 E OR).16 Die Bezeichnung «Jahresbericht» 
des geltenden Rechts wird durch den international gebräuchlichen Begriff des 
Lageberichts ersetzt. Dieser stellt den Geschäftsverlauf und die wirtschaftliche Lage 
des Unternehmens bzw. Konzerns dar. Art. 961c Abs. 2 E OR präzisiert weiter:
 15  Eberle (2008), S. 89.
 16  Zur Abgrenzung der zur ordentlichen Revision verpflichteten Unternehmen vgl. Böckli (2008), 
S. 49–58; zum Gegenstand und Umfang von eingeschränkter und ordentlicher Revision vgl. über-
blicksartig Stenz (2006) sowie umfassend Böckli (2007), S. 71–214.
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«Der Lagebericht muss namentlich Aufschluss geben über
die Anzahl Vollzeitstellen im Jahresdurchschnitt
die Durchführung einer Risikobeurteilung
die Bestellungs- und Auftragslage
die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit
aussergewöhnliche Ereignisse
die Zukunftsaussichten.»
Art. 961c Abs. 2 Ziff. 2 E OR stimmt damit wörtlich mit dem derzeit geltenden 
Art. 663b Ziff. 12 OR überein. Allerdings darf nicht übersehen werden, dass sich 
die Auslegung des Gesetzesartikels mit seiner Verschiebung in den Lagebericht 
ändern muss. Auch ist der Lagebericht nach Schweizer Recht – im Gegensatz zum 
europäischen Gemeinschaftsrecht – nicht prüfungspflichtig. Anhang und Lage-
bericht sind unterschiedliche Berichtsinstrumente mit unterschiedlichem Fokus. 
Während der Anhang auf die Erläuterung und Ergänzung des Jahresabschlusses, 
also der Finanzberichterstattung bezogen ist, geht es im Lagebericht um den Ge-
schäftsverlauf und die wirtschaftliche Lage des Unternehmens, auch mit Zukunfts-
bezug. Damit wird deutlich, dass die in unter 2.2 vorgenommene Interpretation 
des Gesetzeswortlauts zu eng ist. Nach neuem Recht wird es weniger um die 
Qualität der Finanzberichterstattung und Risiken möglicher Fehlaussagen gehen 
als vielmehr um die wirtschaftliche Lage und die wesentlichen Geschäftsrisiken.
Dies hat für Unternehmen, die der ordentlichen Revision unterliegen, zur Konse-
quenz, den Lagebericht um einen Risikobericht zu ergänzen. Dieser sollte sich mit 
dem Risikomanagement des Unternehmens bzw. des Konzerns auseinandersetzen 
und zumindest folgende Komponenten aufweisen:
Ziele des Risikomanagements (z. B. frühestmögliche Identifikation von Risiken, 
Ergreifen von Massnahmen, die geeignet sind, geschäftliche Einbussen zu be-
grenzen, Überschuldung und Illiquidität zu vermeiden).
Organisation, Zuständigkeit und Instrumente des Risikomanagements (z. B. Verweis 
auf die Anwendung anerkannter Standards wie Rahmenwerk ERM – Enterprise 
Risk Management des COSO).
Beschreibung der Veränderung der Risikostruktur im laufenden Geschäftsjahr (z. B. 
besondere finanzwirtschaftliche Risiken wie Währungs-, Zinsänderungs- und 
Preisrisiken, Liquiditätsrisiken, Bonitäts- und Ausfallrisiken, Konjunkturrisiken, 
Risiken in politisch instabilen Ländern, Beschaffungsmarktrisiken, Absatzmarktri-
siken, Regulierungsrisiken, Risiken aus komplexen Grossprojekten, operationelle 
Risiken wie Risiken aus IT, Betriebsunterbruch, Know-how-Verlust, Pandemie, 
Qualitätsmängel, Rechts- oder Gesetzesverletzungen).
1.
2.
3.
4.
5.
6.
–
–
–
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Nennung wesentlicher Massnahmen zur Steuerung der Risiken (z. B. Hedging-
 Aktivitäten im Finanzbereich, Versicherung operationeller Risiken, Darlegung 
geschäftspolitischer Risikogrundsätze).
Beurteilung des internen Kontrollsystems (z. B. Verweis auf seine Bestandteile, 
 Organisation und Funktionsfähigkeit).
Aus Adressatensicht dürfte auch eine Beurteilung des Gesamtrisikos wünschens-
wert sein. Beispielsweise könnten Unternehmen bei sicherer Lage wie folgt for-
mulieren: «Auf Basis der derzeit verfügbaren Informationen bestehen nach unserer 
Einschätzung gegenwärtig und in absehbarer Zukunft keine wesentlichen exis-
tenzgefährdenden Einzelrisiken. Auch die Gesamtsumme der einzelnen Risiken 
gefährdet nicht den Fortbestand des Unternehmens bzw. der Gruppe.»
Wirtschaftlich bedeutende Unternehmen sollten bereits heute über die engen 
gesetzlichen Anforderungen von Art. 663b Ziff. 12 OR hinausgehen und ihren 
Jahresbericht wie oben beschrieben um einen Risikobericht bezüglich der wirt-
schaftlichen Lage ergänzen sowie eine Beurteilung ihres Überwachungssystems 
vornehmen.
4 Fazit
Art. 663b Ziff. 12 OR fordert Angaben im Anhang zur Durchführung einer Risi-
kobeurteilung, lässt aber offen, was im Einzelnen darunter zu verstehen ist. Betrof-
fen sind alle Unternehmen, die das Rechnungslegungsrecht der Aktiengesellschaft 
anwenden müssen, unabhängig von ihrer Grösse. Entsprechend müssen selbst 
Kleinstunternehmen wie der in der Rechtsform der Aktiengesellschaft betriebene 
Coiffeurladen mit sechs Angestellten Angaben über die Risikobeurteilung machen. 
Unstrittig ist wohl, den Umfang der Angaben über die Risikobeurteilung und de-
ren Ausgestaltung an der wirtschaftlichen Bedeutung sowie dem Risikoprofil des 
Unternehmens auszurichten. Unklar ist allerdings, ob Jahresabschluss- oder auch 
Geschäftsrisiken gemeint sind, ein Verweis auf die erfolgte Durchführung reicht 
oder ob konkrete Angaben zum Prozess und zu den Risiken zu machen sind. 
Im vorliegenden Beitrag wird wie in Böckli (2007) die Meinung vertreten, dass 
das Risiko im Sinne von Art. 663b Ziff. 12 OR das Risiko einer wesentlichen 
Fehlaussage in der Jahres- oder Konzernrechnung betrifft. Diese Interpretation 
entspricht der gängigen Definition des Anhangs, der den Jahresabschluss erläutert 
und ergänzt. Die in diesem Beitrag gemachten konkreten Formulierungsbeispiele 
zeigen, wie solche Anhangsangaben in Abhängigkeit der Grösse oder wirtschaft-
lichen Bedeutung des Unternehmens aussehen könnten. Dabei wird die Meinung 
vertreten, dass Angaben allein über die erfolgte Durchführung – mit Ausnahme 
–
–
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kleinerer Unternehmen – kaum ausreichen dürften. Der Nutzen einer solchen 
Lösung wäre für alle Adressaten sowie auch für den Verwaltungsrat selbst ver-
nachlässigbar klein. Vielmehr wird vorgeschlagen, darauf hinzuweisen, wie die 
Qualität der Finanzberichterstattung gesichert wird und welche Risiken einer 
Falschberichterstattung drohen können. Im Regelfall wird man davon ausgehen 
können, dass Unternehmen zum Ergebnis kommen, dass die Risiken als gering 
einzustufen sind. Andernfalls hätte auch die Revisionsstelle Mühe, die Überein-
stimmung des Jahresabschlusses mit den Rechnungslegungsstandards zu testieren. 
Vielmehr muss der verantwortliche Wirtschaftsprüfer positiv feststellen, ob die im 
Anhang gemachte Aussage über die Risikobeurteilung eine zutreffende Vorstellung 
von der Realität der Finanzberichterstattung des Unternehmens bzw. Konzerns 
vermittelt.
Nach dem Entwurf (2007) zum neuen Rechnungslegungsrecht werden die An-
gaben über die Durchführung einer Risikobeurteilung neu im Lagebericht und 
auch nur von solchen Unternehmen verlangt, die von Gesetzes wegen zu einer 
ordentlichen Revision verpflichtet sind. Die Verschiebung der Angaben in den 
Lagebericht hat materielle Konsequenzen. Sollte das neue Recht in einigen Jahren 
unverändert gegenüber dem heutigen Entwurf in Kraft treten, wird es weniger 
um die Qualität der Finanzberichterstattung und Risiken einer möglichen Falsch-
darstellung gehen als vielmehr um die wirtschaftliche Lage und die wesentlichen 
Geschäftsrisiken.
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